
Zur geplanten Spitalgruppe beider Basel 
Kontroverse um Aktiengesellschaft, Arbeitsbedingungen und 

Sparpotenzial 

Das sind die 
Baustellen von 
Engeibeiger 
und Weber 
Nach der Präsentation der Spitalgruppe geht 
für die Gesundheitsdirektoren beider Basel 
die Arbeit nahtlos weiter. Nun müssen sie 
Bevölkerung, Politik und Interessenvertreter 
überzeugen, dass die von ihnen gewählten 
Eckpfeiler der Fusion von Unispital und 
Kantonsspital die richtigen sind. 
VON MICHAEL NITTNAUS UND H.-M. JERMANN 

Nun haben die Spekula-
tionen ein Ende. Ges-
tern präsentierten Lu-
kas Engelberger (BS) 
und Thomas Weber 
(BL) das detaillierte 

Konzept der gemeinsamen Spitalgrup-
pe von Unispital Basel (USB) und Kan-
tonsspital Baselland (KSBL). Die bz 
führt durch die umstrittensten Punkte: 
  Die Rolle der Kantone: Als Rechts-
form haben die Regierungen die ge-
meinnützige Aktiengesellschaft ge-
wählt, weil diese den Plänen der Kanto-
ne am besten entgegenkomme, sagte 
Engelberger. Insbesondere, wenn es 
darum gehe, die Trägerschaft der Spi-
talgruppe noch breiter abzustützen. Ba-
sel-Stadt und Baselland sollen in die-

sem Konstrukt Mehrheitsaktionäre mit 
einem Anteil von gemeinsam mindes-
tens 70 Prozent bleiben. Als weitere 
mögliche Eigner nannte Engelberger 
die Nachbarkantone Aargau und Solo-
thurn, daneben seien aber auch andere 
- öffentliche oder zumindest gemein-
nützige - Trägerschaften denkbar. 

Diese Lösung wurde in ersten Reakti-
onen mehrheitlich begrüsst, doch von 
links kommt Widerstand. Für die Ge-
werkschaft VPOD ist die Gründung ei-
ner AG "unhaltbar". International tätige 
private Spitalkonzerne würden nur dar-
auf warten, auf dem lukrativen Schwei-
zer Gesundheitsmarkt einzufahren. Ei-
ne "gemeinnützige" Tochtergesellschaft 
sei schnell gegründet. 

Eine weitere Debatte zur Partner-
schaft auslösen wird das geplante Betei-
ligungsverhältnis an der AG. Die Regie-

rungen haben sich auf eine paritätische 
Stimmkraft geeinigt. Dies, obwohl 
(Stand Ende 2015) Basel-Stadt rund 70 
und Baselland nur 30 Prozent an Eigen-

kapitalwerten in die Spitalgruppe ein-
bringt. Die Kritik Hess nicht lange auf 
sich warten. Für die Basler Grünen ist 
es "unverständlich", dass das Stimmen-
verhältnis zwischen den beiden Kanto-
nen gleich sein soll. Noch drastischer 
die Reaktion der LDP, der Partei des 
Basler Daigs: Sie verknüpft ihre Zustim-
mung zur Spitalgruppe zur Haltung des 
Baselbiets zur Finanzierung der ge-
meinsamen Universität. 

Engelberger verteidigt die paritäti-
sche Mitbestimmung. Diese ermögliche 
eine echte Partnerschaft und sei für das 
Gedeihen der Spitalgruppe besser. In 
einem Modell mit Mehr- und Minder-
heitsaktionären trage jeder Verwal-
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tungsrat den Hut seines Eigners - also 
von Basel-Stadt oder von Baselland 
anstatt dass er sich unabhängig von sei-
nem Wohnort für das Wohl des Unter-
nehmens einsetze, argumentiert Engel-
berger. Thomas Weber argumentiert 
ähnlich: In der Region Basel werde es 
auf lange Sicht kein Unispital ohne 
KSBL geben - und umgekehrt. Deshalb 
mache es Sinn, dass die Mitbestim-
mungsrechte gleich seien, sagt Weber 
und fügt den entscheidenden Satz an: 

"Eine Minderheitsbeteiligung hätte im 
Baselbiet politisch keine Chance." 

  Die Finanzen: Engelberger und We-
ber rechnen damit, dass die Spitäler 
mindestens 73 Millionen Franken pro 

Jahr einsparen können, sobald die 
Transformation zur Spitalgruppe 2026 
abgeschlossen ist. 58 Millionen allein 
seien durch Synergien im medizini-
schen Kerngeschäft herauszuholen. Ge-
meint ist damit vor allem die klare Ver-
teilung der Angebote auf die vier Stand-
orte. Diese Berechnungen seien zudem 
konservativ. Optimistischere gingen 
von Einsparungen von bis zu 100 Mil-
lionen pro Jahr aus. 

Weber betonte allerdings: "Dies ist 
keine direkte Entlastung für die Kanto-
ne." Tatsächlich werden die Einsparun-

gen dort auf lediglich 10 Millionen Fran-
ken beziffert, 3,5 Millionen für Basel-
Stadt und 6,5 für Baselland. 6 Millionen 
des Baselbieter Spareffekts entfallen auf 
den Abbau im Notfallbereich. KSBL-Ver-
waltungsratspräsident Werner Widmer 
verwies zudem darauf, dass die Spitäler 
ihre Einsparungen der ersten Jahre für 
die Aufbaukosten der Spitalgruppe be-
nötigten. Diese stemmen die Spitäler 
denn auch ohne Kantonshilfe. Die Ver-
besserung des Selbstfinanzierungsgra-
des soll dazu führen, dass die Spital-
gruppe auch Betrieb und Investitionen 
selbst finanzieren kann. Kantonssubven-
tionen wird es keine geben. 

Kritisch reagierte unter anderem die 
Baselbieter FDP: Sie befürchtet, dass 
der "Kostendämpfungseffekt" durch 
die höheren Tarife des USB neutrali-
siert wird und insgesamt die Kosten so-
gar steigen könnten. Und die Baselbie-
ter SP fragt sich, wohin die 70 Millio-
nen der Spitäler genau fliessen. 

  Das Personal: Zu den Anstellungsbe-
dingungen für die insgesamt 8500 Mit-
arbeitenden von USB und KSBL ist noch 
nicht viel bekannt. Die beiden Spitäler 
versprechen einen neuen Gesamtar-
beitsvertrag, die Ausgestaltung der Pen-
sionskasse sei noch offen. Die Ausgangs-
lage präsentiert sich so: Im KSBL sind 

im Schnitt die Löhne höher, die Pensi-
onskassenleistungen indes tiefer als im 
USB. "Wir können es uns nicht leisten, 
die Arbeitsbedingungen zu verschlech-
tern", stellte USB-Direktor Werner Küh-
ler Idar. "Die Spital-Mitarbeitenden müs-
sen keine Angst um ihre Stelle haben. 
Aber Flexibilität punkto Arbeitsort wird 
nötig sein", sagte USB-Verwaltungsrats-
präsident Robert-Jan Bumbacher. Des-
sen Amtskollege vom KSBL, Werner 
Widmer, wies darauf hin, dass man 
wohl nicht Doppelspurigkeiten vermei-
den und Geld einsparen könne, ohne 
Stellen abzubauen. Der Stellenabbau 
soll aber ohne Kündigungen, sondern 
über die natürliche Fluktuation beim 
Personal bewerkstelligt werden. 

Von Basler Linken wurden hierzu For-
derungen gestellt: Für die SP darf die 
Pensionskassenlösung nicht verschlech-
tert werden - was angesichts der Situa-
tion auf den Anlagemärkten nicht ein-
fach zu bewerkstelligen sein dürfte. Der 
VPOD fordert, dass der heutige USB-Ge-
samtarbeitsvertrag und die Basler Pen-
sionskasse gelten müssten, da mehr als 
die Hälfte der künftigen Spitalgruppen-
Mitarbeitenden in Basel tätig seien. Die 
erwähnten Einsparungen von 70 Millio-
nen Franken sind laut Berechnung des 
VPOD mit einem Abbau von 600 Stellen 
verbunden: "Das ist unverantwortlich." 

Verteilkampf innerhalb der Spitalgruppe 

Bruderholz-Erhalt zulasten der Steuerzahler 
Gestern sprachen die Gesundheitsdirek-
toren Lukas Engelberger (BS) und Tho-
mas Weber (BL) endlich auch Klartext, 
was die Initiative zur Rettung der erwei-
terten Grundversorgung am Standort 
Bruderholz angeht: "Die Initiative wäre 
für das Projekt der Spitalgruppe eine so 
massive Auflage, dass nicht mehr ga-
rantiert wäre, dass es zustande 
kommt", sagte Engelberger. Weber woll-
te gegenüber der bz nicht so weit gehen: 
"Die Zusammenarbeit würde nicht kom-
plett verhindert." Aber: "Der Erhalt der 
heutigen Strukturen müsste mit sehr ho-
hen Beiträgen an die gemeinwirtschaftli-
chen Leistungen aus der Baselbieter 
Staatskasse finanziert werden." 

Auch Jürg Aebi, Direktor des Kantons-
spitals Baselland, sagt: "Wenn das Bru-
derholzspital wirklich in der heutigen 

Form erhalten werden soll, können wir 
belegen, was es uns kostet. Wer zahlt 
dann die Differenz? Letztlich die Bevöl-
kerung." Aebi wirbt deshalb für die neu-
en Pläne. Von den heute 300 Betten 
werde es auch nach dem Umbau 
noch "deutlich über 100" geben. Dies 
wegen der Reha, der Orthopädie und 
weil auch alle Eingriffe mit nur einer 

Übernachtung weiter am Bruderholz 
stattfinden könnten. Ebenfalls nichts 
wissen will Aebi davon, dass der Stand-
ort Liestal durch die Abgabe der Ortho-
pädie und der hochspezialisierten Me-
dizin geschwächt werde. Der bz verrät 
er: "Es wird noch ein neuer Behand-
lungs-Schwerpunkt von Basel nach 
Liestal wechseln." Welcher dies sein 
wird, werde in den kommenden Mona-
ten noch definitiv bestimmt. (MN) 
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Die Eckpfeiler der Spitalgruppe 
Für den eiligen Leser die wichtigsten 
Fakten zum Spital-Deal in Kürze: 
  Die beiden grossen öffentlichen Spi-

täler der Region, das Universitätsspi-
tal Basel und das Kantonsspital Basel-
land mit heute rund 8500 Mitarbei-
tenden, sollen per 2020 in einer Spi-
talgruppe zusammengeführt werden. 

  Diese Spitalgruppe führt die vier 
Standorte Basel, Liestal, Bruderholz 
und Laufen. Jeder Standort wird klar 
positioniert und erhält eine Kernauf-
gabe in der Spitalgruppe. 

  Als Rechtsform schlagen die Kantons-
regierungen die Gründung einer ge-
meinnützigen Aktiengesellschaft 
vor, wobei die beiden Kantone zu 
mindestens 70 Prozent an der Spital-

gruppe beteiligt bleiben. Maximal 
30 Prozent können später an weitere 
öffentliche oder gemeinnützige Insti-
tutionen, nicht aber an rein kommer-
zielle Privatspitäler verkauft werden. 

  Die Eignerkantone Basel-Stadt und 
Baselland sollen innerhalb der Spital-
gruppe gleiche Stimmrechte haben. 
Dies, obwohl Basel-Stadt (Stand Ende 
2015) rund 70 Prozent, Baselland nur 
30 Prozent an Eigenkapitalwerten ih-
rer Spitäler in die Gruppe einbringt. 

  Der Zusammenschluss soll zu Einspa-
rungen im Aufwand des neuen Gebil-
des von mindestens 70 Millionen 
Franken pro Jahr führen. Dies dank 
Synergieeffekten und Vermeidung 
von Doppelspurigkeiten. 

  Auch die Kantone könnten finanziell 
von der Fusion der Spitäler profitie-
ren. Die Entlastung für Basel-Stadt 
wird auf 3,5 Millionen Franken, jene 
für Baselland auf 6,5 Millionen bezif-
fert. Grund sind tiefere Kantonsausga-
ben für die stationären Aufenthalte der 
Einwohner und tiefere gemeinwirt-
schafdiche Leistungen an die Spitäler. 

  Die beiden Basel nehmen die Spital-
planung künftig gemeinsam vor. Sie 
entscheiden transparent und nach 
objektiven Kriterien, welche Spitäler 
welche Leistungen anbieten dürfen. 
"Wir garantieren, dass die Spiesse 
zwischen privaten und öffentlichen 
Spitälern gleich lang sind", sagt Re-
gierungsrat Lukas Engelberger. <haj> 

"Ich bin sehr enttäuscht" 
Totalverriss Willy Oggier ist 
einer der führenden Gesund-
heitsökonomen der Schweiz. 

An den Fusionsplänen lässt er 
praktisch kein gutes Haar. 

VON DANIEL BALLMER 

Herr Oggier, die Beteiligten nennen 
die geplante Spitalfusion "visionär" 
oder "wegweisend". Sind Sie einver-
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standen? 
Willy Oggier: Als ich die Resultate ge-
sehen habe, habe ich mich vor allem 
gefragt, warum man dieses Projekt mit 
solchem Brimborium angekündigt hat. 

Wie meinen Sie das? 
Viele dieser Punkte sind weder ausser-
gewöhnlich noch innovativ, sondern in 
anderen Regionen der Schweiz üblich 
und am Laufen. Hier stellt sich die Fra-
ge, ob erfüllt wird, was man der Bevöl-
kerung vorgängig gross angekündigt 
hat. Die Antwort lautet klar: nein. Gera-
de für Baselland ist das Resultat enttäu-
schend: Es wird kein einziges Spital ge-

schlossen, nicht einmal das Bruder-
holzspital. 

Durfte man von einer solchen Mass-
nahme tatsächlich ausgehen? Der 
Widerstand wäre doch immens. 
Politisch betrachtet wäre die Ausgangs-
lage sehr günstig: Die beiden Gesund-
heitsdirektoren verstehen sich relativ 
gut. Und in Baselland, wo viel mehr 
Aufgaben zu bewältigen wären, ist mit 
SVP-Regierungsrat Thomas Weber ein 

Vertreter jener Partei im Amt, die ge-
samtschweizerisch immer Umbauten 
von Spitalstrukturen und Spitalschlies-
sungen verlangt. Besser hätte die politi-
sche Konstellation nicht sein können. 

Dennoch: Eine Spitalschliessung 
käme praktisch politischem Selbst-
mord gleich. 
In anderen Kantonen sind Spitalschlies-
sungen schon vor vielen Jahren gelun-
gen. Zudem hätte es Alternativen gege-
ben: So hat der Direktor der Merian-
Iselin-Klinik, Stephan Fricker, vor eini-
ger Zeit öffentlich bekannt gegeben, 
dass er bereit wäre, seine Klinik auf das 
Bruderholz zu verlegen und jene in Ba-
sel zu schliessen. Eine solche Chance 
hätte die bürgerliche Baselbieter Regie-
rung doch nutzen können. Das wäre ei-
ne innovative Form der Zusammen-
arbeit von öffentlichen und privaten 
Spitälern - und es wären Überkapazitä-
ten abgebaut worden. 

Dennoch glauben die beiden Basel, 
gemeinsam mindestens 70 Millio-
nen im Jahr einsparen zu können. 
Im Gesundheitswesen heisst es im 
Nachhinein oft zur Rechtfertigung, dass 
das Kostenwachstum ansonsten noch 
viel grösser gewesen wäre. Es wird also 
gar nicht zu überprüfen sein, ob diese 
Vorgaben wirklich eingehalten werden. 
Dafür ist das Gesundheitswesen zu dy-
namisch. Für den Gesundheitsökono-
men ist klar: In Versorgungsregionen 
mit Überkapazitäten, wie das in den 

beiden Basel zweifelsohne der Fall ist, 
kann man am meisten mit Spitalschlies-
sungen einsparen. Das wird hier nicht 

gemacht. An zweiter Stelle stehen die 
Schliessungen von Abteilungen. Der 
jetzt präsentierte Vorschlag will aber 
vor allem einzelne Leistungen ausdün-
nen. Der Effekt wird entsprechend ge-
ringer sein. Gebremst worden ist wohl 
vor allem im Baselbiet. Denn vor allem 
der Landkanton hätte nötige Abbau-
massnahmen umsetzen müssen. 

Ging man davon aus, dass Verbesse-
rungen auch ohne drastische Ab-
baumassnahmen möglich sind? 
Die Vorlage riecht für mich stark nach 
politischem Kompromiss und Flick-
werk. Ich habe dem Projekt am Anfang 
des Prozesses grosse Chancen einge-
räumt, dass man hier tatsächlich etwas 

bewegen kann. Und wenn ich jetzt se-

he, was hier als Innovation verkauft 
wird, muss ich sagen: Das ist über wei-
te Strecken Etikettenschwindel. Ich bin 
sehr enttäuscht. 

Zur Ehrrettung der beiden Gesund-
heitsdirektoren: Der Schritt geht für 
Sie zwar zu wenig weit. Geht er aber 
zumindest in die richtige Richtung? 
Das wird der weitere Prozess zeigen müs-
sen. Bei der damaligen Ankündigung die-
ser Spitalfusion habe auch ich an einen 
Schritt in die richtige Richtung geglaubt. 
Es wurde der Eindruck erweckt, man 
wolle den Universitätsstandort Basel stär-
ken und gleichzeitig etwas Innovatives 
schaffen. Ich bin heute nicht mehr si-
cher, ob der Schritt letztlich wirklich in 
die richtige Richtung gehen wird. 

Letztlich interessiert die Bevölke-
rung vorab, wie sich die Fusion im 
Alltag auswirkt. Wird sie spürbar, 
etwa über die Gesundheitskosten 
oder die Krankenkassenprämien? 
Das Gesundheitswesen ist ein Wachs-
tumsmarkt. Die Kosten werden weiter 
steigen, wenn wir das bisherige Leis-
tungsniveau aufrechterhalten wollen. 
Gerade für Baselland würde ich vor zu 
hohen Erwartungen warnen. Ich kann 
eigentlich kein Element erkennen, das 
in irgendeiner Form nachhaltig Struk-
turen verändern würde, sodass entwe-
der die Qualität gesteigert oder die Kos-
ten gesenkt würden. 

"Es stellt sich die Frage, 
ob erfüllt wird, was man 
der Bevölkerung vorgängig 
gross angekündigt hat. Die 
Antwort lautet klar: nein." 
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